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viehmärkten S. 360. — 4. Organiſation des Handwerks: Betr. Kehrbezirke für Schornſteinfeger 
= 15 — 5. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Betr. Lieferungsvorſchriften für Gußeiſen 

362. 
Nichtamtliches: Entſcheidungen der Gerichte: Belr. Teilnahme von Vertretern der Krankenkaſſen 
an Verſammlungen eines Verbandes von Krankenkaſſen S. 367. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- Appelius von Ratibor nach Solingen, 
gnädigſt geruht, Winkler von Bochum nach Aurich, Tretrop 
den Präſidenten der Regierung in Düffel- von Weſel nach Bochum, Frahm von Görlitz 


dorf Arthur Schreiber zum Unter- nach Weſel, Hüttemann von Schweidnitz 


ſtaatsſekretär im Miniſterium für Handel nach M. Gladbach, Schmidt von Dortmund 
und Gewerbe zu ernennen, nach Vohwinkel, Wehlmann von Hannover 


dem Fabrikbeſitzer Auguſt Dilthey in nach Bonn, Caeſar von Hirſchberg nach 
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Rheydt, dem Bankdirektor Guftav Lennep, Müller von Reichenbach nach Caſſel 
Schröter in Charlottenburg, dem Kauf- und Mosler von Coblenz nach Neiße in 
mann Emil Teppich in Königsberg i/ Pr. der bisherigen Amtseigenſchaft verſetzt worden. 
und dem Fabrikbeſitzer Otto Winkel⸗ 


haufen in Preußiſch-Stargard den Der Regierungsrat Neuhauß in Wies⸗ 
Charakter als Kommerzienrat zu ver- baden iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
leihen. i des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 


Regierungsbezirk Wiesbaden ernannt und 


Zum 1. Oktober d. 3. find die Gewerbe der Regierungsrat Bresges daſelbſt von 


aſſeſſoren Fritz von Halle a. S. nach Coblenz, dieſem Amte entbunden worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Abänderung des Stemvpelſtenergeſetzes. 
Berlin, den 10. Juli 1909. 
Durch das am 1. Juli dieſes Jahres in Kraft getretene Geſetz vom 26. Juni 1909, 


betreffend die Anderung des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895, find zum Teil neue 
Stempelabgaben eingeführt, zum Teil bereits beſtehende Stempelſteuerſätze erhöht worden. 
Für die Anwendung der in dieſer Hinſicht namentlich in Betracht kommenden Stempel- 
tarifſtellen iſt folgendes zu beachten: 
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1. Für Jagdſcheine, die bisher einer Stempelſteuer nicht unterlagen, iſt durch die 
Tarifſtelle 31 ein ſtaatlicher Jagdſcheinſtempel eingeführt worden, der für Jahresjagdſcheine 
7,50 , für Tagesjagdſcheine 1,50 , für Ausländerjahresjagdſcheine 50 A, für Ausländer⸗ 
tagesjagdſcheine 10 / beträgt. Die Verſteuerung der Jagdſcheine hat einſtweilen in der 
Weiſe zu erfolgen, daß von den die Jagdſcheine erteilenden Behörden die erforderlichen 
Stempelmarken auf der Vorderſeite der Jagdſcheine in den Ecken aufgeklebt und vorſchrifts⸗ 
mäßig entwertet werden; 

2. für Jagdpachtverträge iſt der bisherige Steuerſatz von 7/0 v. H. auf . 
7, 9 und 10 v. H. erhöht worden; auch find vom 1. Juli 1909 ab nicht bloß ſchriftliche, 
ſondern auch mündliche Jagdpachtverträge ſtempelpflichtig. Schriftliche oder münd⸗ 
liche Verträge über die Erlaubnis zum Abſchuß jagdbarer Tiere ſtehen den Jagdpacht⸗ 
verträgen gleich. Da die Verſteuerung der laufenden oder neu abgeſchloſſenen Jagdpacht— 
verträge erſt im Januar des Jahres 1910 vorgenommen zu werden braucht, ſo bleiben 
nähere Beſtimmungen über die Art der Verſteuerung noch vorbehalten; 

3. für Genehmigungen zur Veranſtaltung von Luſtbarkeiten ſind in der 
Tarifſtelle 39 die bisherigen Sätze von 1,50 / und 50 % anderweit auf 10 l, 5 M, 3 M, 
2 M, 1M und 50 3% bemeſſen worden. 

Die gegenwärtig für dieſe Genehmigungen zur Anwendung kommenden Formulare 
ſind durch Verwendung von Stempelmarken auf die höheren Sätze zu ergänzen; 

4. für Päſſe und Paßkarten (Tarifſtelle 49) ſind die Sätze von 1,50 M und 50 N 
auf 3 „ und 1 % erhöht worden. Die bei den ausfertigenden Behörden vorhandenen 
Formulare für Päſſe und Paßkarten ſind durch Verwendung von Stempelmarken auf die 
höheren Steuerſätze zu ergänzen; 

5. für Genehmigungen der Verlängerungen der Polizeiſtunde (Tarifſtelle 51) 
iſt an Stelle des jetzigen Satzes von 1 / ein ſolcher von 25 M eingeführt und für Ge⸗ 
nehmigungen auf die Dauer von weniger als einer Woche ein Stempel von 1,50 % an⸗ 
geordnet worden. Dieſe Genehmigungen dürfen nur ſchriftlich erteilt werden und ſind von 
den ausfertigenden Behörden durch Entwertung von Stempelmarken zu verſteuern; 

6. weſentliche Erhöhungen der bisherigen Steuerſätze ſind ferner eingetreten: 

a) bei Exlaubniserteilungen (Tarifſtelle 22). Insbeſondere iſt zu beachten, 
daß für Erlaubniserteilungen zum Betriebe des Pfandleih-, Pfandver— 
mittler⸗, Geſindevermieter⸗ oder Stellenvermittlergeſchäfts Stempel 
von 25 bis 500 „/ eingeführt worden find; 

b) bei Namensänderungen (Tarifſtelle 42) von 30 / auf 100 / und 200 M; 

c) bei Naturaliſationsurkunden (Tarifftelle 43) von 50 M auf 150 M; 

d) bei amtlichen Zeugniſſen (Tarifſtelle 77) von 1,50 M auf 3 M; 

e) bei beglaubigten Abſchriften (Tarifſtelle 1), Ausfertigungen (Tarif— 
98 10% Auszügen (Tarifſtelle 11), Duplikaten (Tarifſtelle 16) von 1,50 % 
auf 3 . 

Die nachgeordneten Behörden find des ſchleunigſten mit eutſprechender Anweiſung zu 
verſehen und darauf hinzuweiſen, daß binnen kurzem weitere Ausführungsbeſtimmungen 
ergehen werden. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Minifter des 
Der Finanzminiſter. ür für Landwirtſchaft e eee 
8 1 j Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. Innern. 
Frhr. v. Rheinbaben. In Vertretung. In Vertretung. v. Moltke 
Dr. Richter. v. Conrad. ö ; 


F. M. III 10809. — M. f. H. IIb 6969. III 5658. — M. f. L. IA I a. d. 3432. — M. d. J. Ib 1164. 


An die Herren Regierungspräſidenten — mit Ausnahme desjenigen zu Sigmaringen — 
und den Herrn Polizeipräſidenten hierſelbſt. 


Betr. Stempel für Kauf⸗ und Lieferungsverträge. 
iniſter fü zewerbe. 
Der Miniſter für Handel und Ge r 


Die Befreiungsvorſchrift 3 der Tarifſtelle 32 des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 
1895 hat durch die Beſtimmung unter Ziffer 14 des dem Geſetze vom 26. Juni d. I., be⸗ 


353 


treffend die Abänderung des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895 (GeſS. 1909 S. 495 1150 
beigefügten Stempeltarifs eine Faſſung erhalten, wonach Kauf- und Lieferungsverträge 
über von einem der Vertragſchließenden erzeugte oder hergeſtellte Mengen von Sachen oder 
Waren auch dann von der Stempelſteuer befreit ſind, wenn die Erzeugung oder Herſtellung 
der Sachen oder Waren außerhalb des Geltungsbereichs des Stempelſteuergeſetzes im 
Deutſchen Reich erfolgt iſt. Dieſe Beſtimmung findet nach Art. IV Ziffer 6 § 34 Abi. 1 
des genannten Geſetzes auf alle ſeit dem 1. Juli 1909 errichteten Urkunden Anwendung. 

Für dieſe Urkunden kommt daher die durch den Erlaß vom 25. Mai 1908 (SMBl. 
S. 219) mitgeteilte Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters vom 26. Oktober 1907 
(III 18 086) nicht mehr in Betracht. 

Im Auftrage. 

IIb 8081. III 6705. IV 8857. Dr. Neuhaus. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Betr. Zulaſſung flußeiſerner Niete. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Auguſt 1909. 

Der Verein deutſcher Brücken⸗ und Eiſenbaufabriken hat unter Hinweis auf eine 
gleiche Verfügung des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten darum gebeten, den nach⸗ 
geordneten Behörden anheimzugeben, in Fällen, in denen bisher noch Schweißeiſen zur 
Herſtellung der Nietung von Eiſenkonſtruktionen verlangt wurde, Flußeiſennietung zuzulaſſen, 
ſowie auf Grund der in dem Königlichen Materialprüfungsamte zu Gr. Lichterfelde aus⸗ 
geführten Verſuche über den Einfluß der von verſchiedenen Behörden für den Nietkopf vor⸗ 
geſchriebenen kleinen kegelförmigen Verſenke (j. Zeitſchrift d. Ver. deutſch. Ingenieure 1909 
S. 1019) von der Vorſchrift der Verwendung ſolcher Niete mit kegelförmigem Übergange 
vom Kopfe zum Schaft abzuſehen. 

Nach den mit Flußeiſennieten ſeit Jahren vorliegenden guten Erfahrungen und den 
Ergebniſſen der erwähnten Verſuche trage ich kein Bedenken, beiden Anträgen zu entſprechen. 
Ich erſuche daher, bei Vergebungen im Bereiche meiner Verwaltung fernerhin flußeiſerne 
Niete ohne Verſenk zuzulaſſen. 

Im Auftrage. 
III 6577. I 6866. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin ſowie die 
Königlichen Oberbergämter, Bergwerksdirektionen und Bernſteinwerke. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Feſtſtellung von Tarifen für Schiffahrtsabgaben. 
Berlin, den 25. Juni 1909. 

Im Intereſſe der Vereinfachung und Beſchleunigung des Geſchäftsganges haben wir 
beſchloſſen, die auf Grund des Allerhöchſten Erlaſſes vom 4. September 1882 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 360 — den Zentral- und Provinzialbehörden zuſtehende Befugnis zur Feſt⸗ 
ſtellung von Tarifen für Schiffahrtsabgaben neu zu regeln und in größerem Umfang als 
bisher auf die Provinzialbehörden zu übertragen. 

Es ſoll hinſichtlich der Zuſtändigkeit in Tarifſachen künftig unterſchieden werden 
zwiſchen Befahrungsabgaben und ſonſtigen Schiffahrtsgebühren. 

1. Befahrungsabgaben im Sinne dieſes Erlaſſes ſind alle diejenigen Gebühren, welche 
von Schiffen und Flößen als Entgelt für die Befahrung von Waſſerſtraßen zu entrichten 
ſind, gleichviel, ob ſie nach Tonnenkilometern in genauer Anpaſſung an den Entfernungs⸗ 
maßſtab, oder nach Hebeſtellen, bei Schleuſen oder anderen an der Waſſerſtraße belegenen 
Orten, erhoben werden. Auch die in der Schiffahrt vorkommenden beſonderen Feuer⸗ und 
Bakengelder oder Tonnengelder und die Gebühren, welche von Schiffen für das Offnen von 
Brücken oder die Benutzung von Maſtenkranen an Brücken etwa noch vereinzelt zu zahlen 
find, gehören zu den Befahrungsabgaben. 
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2. Diejenigen Schiffahrtsgebühren, welche nicht Befahrungsabgaben find, bilden die 
Gegenleiſtung für die Benutzung örtlicher Verkehrsanſtalten. Hierher gehören insbeſondere 
die Hafenabgaben, einſchließlich der Abgaben für Schleuſungen und Brückenöffnungen im 
Hafengebiete, ferner die Gebühren für die Benutzung von Löſch- und Ladeſtellen, Liege— 
ftellen, Lagerplätzen und Kranen (ſoweit dieſe nicht Beſtandteile von Hafenanlagen ſind). 

Wir beſtimmen nunmehr: 

J. Die Tarife für Befahrungsabgaben (Streckentarife) werden ſämtlich, auch für die 
wenigen jetzt einer Provinzialbehörde tarifariſch unterſtellten Waſſerſtraßen und ohne 
Unterſcheidung zwiſchen See- und Vinnenſchiffahrtswegen, von den unterzeichneten Miniſtern 
der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen feſtgeſtellt. 

II. Bei den Tarifen für örtliche Schiffahrtsanſtalten iſt zu unterſcheiden zunächſt 
zwiſchen ſtaatlichen und nichtſtaatlichen Anſtalten und ſodann zwiſchen Anſtalten für See- 
und für Binnenſchiffahrt. 

A. Tarife für ſtaatliche Anſtalten werden ſämtlich in der Miniſterialinſtanz feſt⸗ 
geſtellt. 

B. Tarife für nichtſtaatliche Anſtalten werden in der Miniſterialinſtanz feſtgeſtellt 
a) bei Anſtalten, welche ausſchließlich oder überwiegend dem Seeverkehre 
dienen, ſofern der Nettoraunigehalt der ein- und ausgegangenen Schiffe 
zuſammen in einem der letzten 3 Kalenderjahre 100 000 ebm erreicht hat, 
b) bei Anſtalten, welche ausſchließlich oder überwiegend dem Binnenverkehre 
dienen, ſofern die Menge der gelöſchten und geladenen" Güter zuſammen 
in einem der letzten 3 Kalenderjahre 100 000 Gütertonnen zu je 1000 ke 

erreicht hat. 

Die Tariffeſtſtellung für alle anderen, der Verkehrsmenge nach minderwichtigen ört— 
lichen Verkehrsanſtalten, einſchließlich derjenigen, welche lediglich dem Perſonenverkehre 
dienen, wird den Oberpräſidenten, welche an der Spitze von Strombau- und Kanalverwal—⸗ 
tungen ſtehen, für den Bereich dieſer Behörden, dem Regierungspräſidenten in Potsdam 
für den Bereich der Waſſerſtraßen zwiſchen Elbe und Oder (vgl. den Allerhöchſten Erlaß 
vom 16. März 1903 (Geſetzſamml. S. 173) und den Erlaß vom 18. Mai 1903 — III b. 
3355 M. d. ö. A., I. 4068, III. 3867 F. M., II. a. 1338 M. f. H. uſw.) und den Re⸗ 
gierungspräſidenten für ihre Bezirke übertragen. 

Die Zuſtändigkeit der Miniſterialinſtanz für Berlin ergibt ſich aus der Verkehrsmenge 
des Stadtgebiets. 

Für die Beſtimmung der Verkehrsgrenzen im Sinne dieſer Zuſtändigkeitsvorſchriften 
ſind alle in einem Gemeindebezirke vorhandenen Häfen und ſonſtigen Schiffahrtsanſtalten, 
auch wenn ſie verſchiedene Eigentümer haben und unter verſchiedenen Tarifen ſtehen, mit 
ihren Raumgehalts⸗ und Gütermengen zuſammen zu zählen. 

Die Zuſtändigteit bei der erſtmaligen Tariffeſtſetzung für neuhergeſtellte Häfen und 
Schiffahrtsanſtalten richtet ſich nach der Schätzung des in jedem der drei erſten Betriebs⸗ 
jahre zu erwartenden Geſamtverkehrs. 

Zu den Seehäfen ſind diejenigen zu rechnen, welche in der Reichsſtatiſtik über den 
Seeverkehr im dritten Teile unter I aufgeführt find. Bei der in der Provinzialinſtanz vor⸗ 
zunehmenden Feſtſtellung von Seehafentarifen iſt der für den Glückſtädter Hafen zur Zeit 
geltende Tarif ſoviel als möglich, insbeſondere hinſichtlich des Tarifſyſtems, zugrunde zu 
legen, da im Verkehrsintereſſe dahin geſtrebt werden muß, auf dieſem Gebiete zu einer 
gewiſſen Einheitlichkeit oder doch Gleichmäßigkeit zu gelangen. 

Die Unterſcheidung zwiſchen Seehäfen, welche lediglich der Küſtenſchiffahrt oder dem 
N Verkehre dienen, hat für die Zuſtändigkeit in Tarifſachen künftig keine Be⸗ 

eutung. 

Die Tariffeſtſtellung für örtliche Verkehrsanſtalten in der Zentralſtelle erfolgt, wie 
bisher, durch die Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen, bei Häfen unter 
Mitwirkung des Miniſters für Handel und Gewerbe. 

III. Die regelmäßige Prüfung der unter II erwähnten Tarife aus dem Geſichtspunkte 
ihrer Angemeſſenheit und Zuläſſigkeit, insbeſondere auch mit Rückſicht auf die geſetzlich vor⸗ 
geſchriebene Einhaltung der Selbſtkoſtengrenze (Art. 54 der Reichsverfaſſung und Art. 25 
des Zollvereinsvertrags vom 8. Juli 1867) wird den zu II B genannten Provinzial⸗ 
behörden und für den Stadtbezirk Berlin zunächſt der Miniſterialbaukommiſſion übertragen. 
An die Stelle dieſer tritt mit der für den 1. Oktober 1909 in Ausſicht genommenen Ab- 
trennung der Geſchäfte der Waſſerbauverwaltung der Polizeipräſident in Berlin. 
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Wenn dieſe Prüfung bei denjenigen Verkehrsanſtalten, deren Tarife nach den Vor⸗ 
ſchriften unter II der Feſtſtellung durch die Zentralbehörden vorbehalten find, die Not- 
wendigkeit oder Zweckmäßigkeit von Tarifänderungen ergibt, ſo ſind entſprechende Anträge 
unter Beifügung der erforderlichen Unterlagen bei uns zu ſtellen. 

IV. Hinſichtlich der Lotſengebühren wird durch dieſe Verfügung an den beſtehenden 
Verhältniſſen nichts geändert. Die Feſtſtellung der Tarife iſt nach dem Allerhöchſten Er⸗ 
laſſe vom 27. Auguſt 1883 (Geſ. S. S. 339) Sache des Miniſters für Handel und Gewerbe 
und des Finanzminiſters. 

V. Dagegen werden alle früheren Anordnungen, welche die Regelung der Zuſtändig⸗ 
keit zur Feſtſetzung der Tarife über Schiffahrtsabgaben betreffen, hiermit aufgehoben. Die 
Beſtimmungen über Anhörung anderer Behörden vor der Tariffeſtſetzung bleiben beſtehen. 

Durch die vorſtehenden Anordnungen, welche ſich lediglich auf Schiffahrtsabgaben 
beziehen, werden die hinſichtlich anderer Verkehrsabgaben beſtehenden Zuſtändigkeitsvor⸗ 
ſchriften nicht berührt. Sie ſollen aber der Überſichtlichkeit wegen hier kurz zufammen- 
geſtellt werden. 

Die Provinzialbehörden ſind danach zur Tariffeſtſtellung befugt auch hinſichtlich 

1. der Fährgelder, mit der Einſchränkung, daß ſie da, wo es ſich um die An— 
wendung von Normaltarifen für Stromgebiete handelt, nur darüber zu be- 
ſtimmen haben, welche Fährgeldſätze zur Anwendung kommen ſollen, während 
Abweichungen von den Normaltarifen der miniſteriellen Genehmigung bedürfen, 

2. der Brückengelder, 

3. der Wege⸗ und Chauſſeegelder, mit den durch den Runderlaß vom 10. März 
1908 (M. d. 5. A. III B 12. 60) für die älteren Provinzen beſtimmten Ein- 


ſchränkungen. 
Dieſer Erlaß tritt ſofort in Kraft. 
Der Miniſter Der Miniſter Der Finanzminiſter. 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. In Vertretung. 
Delbrück. v. Breitenbach. Dombois. 


IIb 5147 M. f. H. uſw. — III A 6. 283 I. Ang. C M. d. ö. A. — 1 8090 III 7689 F. M. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten (bei Potsdam auch Verwaltung 
der Märkiſchen Waſſerſtraßen), den Herrn Polizeipräſidenten hier und die Minifterial- 
baukommiſſion hier. 


Betr. Haudbuch für die deutſche Handelsmarine, 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Auguſt 1909. 
Unter Hinweis auf den Erlaß vom 13. März d. Is. (SMBl. S. 154). 

Die Reichspoſtverwaltung hat ſich neuerdings bereit erklärt, der Redaktion für nautiſche 
Veröffentlichungen im Reichsamte des Innern künftig allzährlich ein Verzeichnis der mit 
Funkſpruchapparaten ausgerüſteten Schiffe mitzuteilen. Die Aufſtellung und Verſendung 
der Verzeichniſſe von dort aus iſt daher nicht mehr erforderlich. 

Im Auftrage. 
IIb 8558. Luſensky. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Leuchtmittelſteuergeſetz. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. Auguſt 1909. 
Über den Umfang, in dem die am 1. Oktober d. Is. bei Konſumenten vorhandenen 
Vorräte an Beleuchtungsmitteln der Nachſteuer unterworfen ſind, ſcheint in weiten Kreiſen 
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die irrige Vorſtellung zu herrſchen, als ob die zu gewerblichen oder zu öffentlichen Ver⸗ 
waltungszwecken beſchafften Vorräte von der Nachſteuer frei ſeien. 
Nach § 39 Abſ. 2 des Leuchtmittelſteuergeſetzes bleiben nur die zu privaten Haus⸗ 
haltungszwecken dienenden Beleuchtungsmittel von der Nachſteuer befreit. 
Die Handelsvertretungen erſuche ich, die Intereſſenten Ihres Bezirkes entſprechend zu 
verſtändigen. 
Im Auftrage. 


IIb 8193. Dr. Huber. 


An die Handelsvertretungen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Auguſt 1909. 

Durch die Ausführungsanweiſung zu § 27 der Polizeiverordnung, betreffend die Her 
ſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Acetylen, ſind die Ortspolizeibehörden an⸗ 
gewieſen, die Anzeigen über die Acetylenexploſionen mit dem Ergebnis der Verhandlung über 
die Unterſuchung dem Regierungspräſidenten vorzulegen. Da es jedoch von Wichtigkeit iſt, auch 
hier über die Urſachen und näheren Umſtände ſolcher Fälle unterrichtet zu ſein, ſo erſuche ich, 
mir für die Folge über alle vorkommenden Acetylenexploſionen Bericht zu erſtatten. Die 
Dampfkeſſelüberwachungsvereine ſind angewieſen, von allen Fällen, die zu ihrer Kenntnis 
kommen, dem zuſtändigen Regierungspräſidenten Anzeige zu erſtatten. 


Im Auftrage. 
III 6145. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Einrichtung und Betrieb von Dampffüſſern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. Auguſt 1909. 

In dem Erlaß vom 7. April d. Is. (III. 2898) iſt erneut darauf hingewieſen, daß 
Flüſſigkeitsheber (Montejus) grundſätzlich als überwachungspflichtige Einrichtungen im Sinne 
der Dampffaßverordnung zu gelten haben. Dies ſchließt nicht aus, daß einzelnen Apparaten 
oder Arten von Flüſſigkeitshebern Erleichterungen gewährt werden können, wenn Gewähr 
dafür geboten erſcheint, daß mit ihrem Betriebe keine erheblichen Gefahren verbunden ſind. 
Es iſt der Antrag von beteiligten Firmen geſtellt worden, Kondenswaſſer-Rückleiter, die dem 
Dampfkeſſel ſelbſttätig heiße Kondenſate wieder zuführen ſollen und ſich von den üblichen 
Schwimmer⸗Kondenstöpfen nur durch ihre geſchloſſene Bauweiſe unterſcheiden, von der ge⸗ 
dachten Polizeiverordnung hinſichtlich des Materials, der Ausrüſtung und regelmäßigen 
Überwachung auszunehmen. Als Bauſtoff für die Apparate kommt wegen ihrer Form vor⸗ 
wiegend Gußeiſen in Betracht, deſſen Wandſtärke ſo reichlich bemeſſen wird, daß die Appa⸗ 
rate mit dem zweifachen Betrage der Dampfſpannung des zugehörigen Betriebskeſſels ge- 
prüft werden. Die Größe der Apparate iſt beſchränkt; ihr Durchmeſſer überſteigt nicht 
600 mm, ihr Geſamtinhalt nicht 400 J. Unter dieſen Umſtänden trage ich kein Bedenken, 
für Apparate bis zu der angegebenen Größe Gußeiſen als Bauſtoff auch weiter zuzulaſſen, 
ſofern deſſen Beſchaffenheit als einwandsfrei nachgewieſen wird. Dies kann angenommen 
werden, wenn das Gußeiſen nach den im Erlaß vom 14. Auguſt d. J. (H MBl. S. 362) mit⸗ 
geteilten Vorſchriften für Maſchinenguß hoher Feſtigkeit geprüft wird. Für die Material⸗ 
prüfungen genügen Werksbeſcheinigungen und Chargenproben der Abſtiche, aus denen die 
Apparate gegoſſen werden. Aus der Bezeichnung der Apparate (3. B. mit aufgegoſſenen 
Nummern) muß hervorgehen, daß der Apparat zu einer geprüften Charge gehört. Die 
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liefernden Gießereien müſſen ihren Beſcheinigungen über die Prüfung der Probeſtäbe 
Nummernverzeichniſſe der Apparate beifügen, für welche die Prüfung gilt. Nebenteile der 
Apparate, wie Stützen, Flanſchen, Steuergehäuſe, bedürfen der Materialprüfung nicht. 

Selbſttätige Kondenswaſſer⸗Rückleiter dieſer Beſchaffenheit und Größe werden hiernach 
auf Grund des § 25 der Dampffaßverordnung von den Vorſchriften des § 5 Abſ. I, der 
88 7, 8, 15—19 unter der Vorausſetzung ausgenommen, daß ihre Wandſtärken für den 
zweifachen Betrag der Dampfſpannung des zugehörigen Betriebskeſſels ſtark genug gewählt 
und ſie mit dieſem Drucke vor der Verwendung mittels Waſſers geprüft werden. Druck⸗ 
probenbeſcheinigungen der in anderen Bundesſtaaten anerkannten Sachverſtändigen für die 
Prüfung von Dampfkeſſeln ſind anzuerkennen. Die Werkbeſcheinigungen über die Material⸗ 
prüfung oder beglaubigte Abſchriften dieſer ſind bei der Anlieferung des Apparats beizu⸗ 
fügen. Der Anlegung eines Reviſionsbuchs bedarf es bei den Apparaten nicht. 

Bei Kondenswaſſer⸗Rückleitern, die bisher irrtümlich den Vorſchriften der Dampffaß⸗ 
verordnung nicht unterworfen und ohne Anmeldung in Betrieb genommen worden ſind, iſt 
demnächſt die Druckprobe in der angegebenen Höhe nachzuholen, im übrigen aber von dem 
Materialnachweis abzuſehen. 

Im Auftrage. 
III 6167. Dr. Hoffmann. 


An den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſel⸗ÜUberwachungsvereine in Frankfurt 
(Oder) und zur Kenntnis an die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten in Berlin. 


3. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Preisfeſtſtellung auf dem ſtädtiſchen Viehhofe zu Berlin. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 22. Juni 1909. 
Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit 
Schlachtvieh, vom 8. Februar 1909 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 269) beſtimme ich: 


1. Die Marktpreiſe ſind für folgende Schlachtwertklaſſen feſtzuſtellen: 


Finder: 
A. Ochſen: 
a) vollfleiſchige, ausgemäſtete höchſten Schlachtwerts, höchſtens 6 Jahre alt, 
b) junge fleiſchige, nicht ausgemäſtete und ältere ausgemäſtete, 
c) mäßig genährte junge, gut genährte ältere, 
d) gering genährte jedes Alters; 
B. Bullen: 
a) vollfleiſchige, ausgewachſene höchſten Schlachtwerts, 
p) vollfleiſchige jüngere, N N 
c) mäßig genährte jüngere und gut genährte ältere, 
d) gering genährte; 
C. Färſen und Kühe: 
a) vollfleiſchige, ausgemäſtete Färſen höchſten Schlachtwerts, 
h) vollfleiſchige, ausgemäſtete Kühe höchſten Schlachtwerts bis zu ! Jahren, 
c) ältere ausgemäſtete Kühe und wenig gut entwickelte jüngere Kühe und Färſen, 
d) mäßig genährte Kühe und Färſen, 
e) gering genährte Kühe und Färſen; 


D. Gering genährtes Jungvieh (Freſſer); 


H. Halber: 
a) Doppellender, feinſter Maſt, ö 
b) feinſte Maſt (Vollm.⸗Maſt) und beſte Saugkälber, 
c) mittlere Maſt⸗ und gute Saugkälber, 
d) geringe Saugkälber; 


Antage⸗ 
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III. Schafe: 
a) Maſtlämmer und jüngere Maſthammel, 
p) ältere Maſthammel, 
c) mäßig genährte Hammel und Schafe (Merzſchafe), 
d) Marſchſchafe oder Niederungsſchafe; 


IV. Schweine: 

a) Fettſchweine über 3 Zentner Lebendgewicht, 

b) vollfleiſchige der feineren Raſſen und deren Kreuzungen über 2½ Zentner 
Lebendgewicht, 

c) vollfleiſchige der feineren Raſſen und deren Kreuzungen bis 2½ Zentner 
Lebendgewicht, 

d) fleiſchige Schweine, 

e) gering entwickelte Schweine, 

) Sauen. 

2. Für ſämtliche Schlachtwertklaſſen ſind Preiſe nach Lebendgewicht feſtzuſtellen: 

a) Bei Schweinen kann der bisherigen Übung entſprechend daneben die Feſtſtellung 
der Lebendgewichtspreiſe unter Berückſichtigung eines Taraabzugs (Schlachtgewichtspreiſe) 
erfolgen. 

f 90 Bei den übrigen Tiergattungen find, ſofern in der einzelnen Schlachtwertklaſſe ein 
erheblicher Teil des Auftriebs nach dem Stücke verkauft worden iſt, neben den Lebend- 
gewichtspreiſen Preiſe für Schlachtgewicht entſprechend der bisherigen Übung feſtzuſtellen. 
Dem Begriffe des Schlachtgewichts find die in der Aulage I der Allgemeinen Verfügung 
der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, für Handel und Gewerbe, des 
Innern vom 9. Juli 1900) enthaltenen Beſtimmungen über das Schlachten und die Gr- 
mittelung des Schlachtgewichts bei den einzelnen Schlachttiergattungen zugrunde zu legen. 

3. Die Feſtſtellung der Preiſe erfolgt durch Notierungskommiſſionen, und zwar tritt 
für jede Tiergattung eine beſondere Kommiſſion in Tätigkeit. Die Bildung der Notierungs- 
kommiſſionen hat nach Maßgabe der Allgemeinen Verfügung vom 9. Juli 1900*) zu Nr. 3 
und 4 zu erfolgen. Die Vertreter des Handels und des Fleiſchereigewerbes ſind nach näherer 
Anordnung der Marktverwaltung zu beſtellen. Als Vertreter der Landwirtſchaft treten 
Beauftragte des Königlichen Landesökonomiekollegiums in Tätigkeit. Die Vertreter des 
Handels und des Fleiſchereigewerbes ſowie die Beauftragten des Königlichen Landes- 
ökonomiekollegiums üben ihr Amt ehrenamtlich aus. Der Vertreter der Ortspolizeibehörde 
hat nur beratende Stimme. 

4. Über jeden während der Marktſtunden abgeſchloſſenen Verkauf eines Tieres, das 
auf dem Markte eingeſtellt iſt, ift von dem Verkäufer eine Aufzeichnung durch Ausfüllung 
eines Formulars nach dem beiliegenden Muſter zu machen. Sind mehrere Tiere derſelben 
Gattung zu einem Einheitspreis an denſelben Käufer verkauft, ſo genügt die Ausſtellung 
eines Verkaufsſcheins. Der an dem Formulare befindliche ſeitliche Abſchnitt braucht nur 
in den Fällen ausgefüllt zu werden, in denen der Notierungskommiſſion nach Maßgabe 
der Vorſchriften unter 6 und 7 ſchriftliche Mitteilungen zu machen ſind. Als Preis iſt 
derjenige Preis anzugeben, der zwiſchen den Parteien vereinbart iſt, alſo, wenn nach 
dem Stück gehandelt iſt, der Stückpreis, wenn nach Gewicht gehandelt iſt, der für die 
zugrunde gelegte Gewichtseinheit vereinbarte Preis. Jedoch iſt der Preis ſtets in 
Zahlen anzugeben, Angaben wie: „3 Mark über Notiz“ und dergl. ſind verboten. Der 
Verkäufer hat auf Verlangen des Käufers dieſem ein Duplikat der Aufzeichnung auszu⸗ 
händigen. Urſchrift und Duplikat ſind nach § 1 Abſ. 4 des Geſetzes ſtempelfrei. 

5. a) Die ausgefüllten Scheine ſind während der Marktſtunden aufzubewahren. Dem 
Vorſitzenden der zuſtändigen Notierungskommiſſion iſt auf deſſen Verlangen Einſicht zu ge⸗ 
währen. Iſt dem Käufer ein Duplikat des Scheines nicht ausgehändigt, ſo iſt er ver⸗ 
pflichtet, dem Vorſitzenden der Kommiſſion den Kommiſſionär namhaft zu machen. 

b) Die Marktverwaltung hat Vorſorge zu treffen, daß Formulare für die Aufzeich⸗ 
nungen auf dem Markte käuflich ſind. g 

6. a) Die Verkäufer haben die ſämtlichen während der Marktſtunden verkauften 
Schweine, bevor ſie von dem Markte entfernt werden, zur Verwiegung zu bringen, ohne 


) Abgedruckt nachſtehend S. 360. 
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Rückſicht darauf, ob der Verkauf nach dem Stück oder nach Gewicht erfolgt iſt. Der feit- 
liche Abſchnitt des Formulars iſt ſtets auszufüllen und nach Eintragung des auf der Wage 
feſtgeſtellten Gewichts unverzüglich bei der von der Marktverwaltung beſtimmten Stelle 
einzureichen. Auf Grund der in den Abſchnitten enthaltenen Angaben ſind Liſten aufzuſtellen, 
in denen für jede Schlachtwertklaſſe die zu den einzelnen Preiſen abgeſchloſſenen Verkäufe 
unter Angabe der ermittelten Gewichte einzutragen ſind. 

b) Der Vorſitzende der Notierungskommiſſion kann beſtimmen, daß die Anſchreibungen 
nur bei einem Teile der Wagen ſtattzufinden haben. Er kann ferner im Laufe des Marktes 
anordnen, daß von weiteren Anſchreibungen abzuſehen iſt. Dieſe Anordnungen ſind nur 
ſtatthaft, wenn es nach der Geſchäftslage auf dem Markte zur Erkenntnis der Preisbildung 
der Aufſtellung vollſtändiger Liſten nicht bedarf und ſofern kein auf dem Markte anweſendes 
Mitglied der Notierungskommiſſion widerſpricht. 

7. a) Bei den übrigen Tiergattungen iſt die Notierungskommiſſion befugt, ſofern ſie 
nicht annimmt, daß die während der Marktſtunden von den Beteiligten vorzunehmenden 
Verwiegungen zur Feſtſtellung von Lebendgewichtspreiſen genügen werden, aus jeder 
Schlachtwertklaſſe eine Anzahl von Tieren zu beſtimmen, die, ſofern ſie während der 
Marktſtunden verkauft werden, nach bewirktem Verkaufe vor Verlaſſen des Marktes zu ver⸗ 
wiegen ſind. Auf Verlangen eines Mitglieds der Notierungskommiſſion müſſen in den 
einzelnen Schlachtwertklaſſen bis 25 Prozent des Auftriebs verwogen werden. Es iſt be— 
ſondere Sorgfalt darauf zu verwenden, daß bei der Auswahl der zu verwiegenden Tiere 
ein regelmäßiger Ausgleich zwiſchen den einzelnen Händlern ſtattfindet. 

b) Für die Verwiegung der von der Notierungskommiſſion bezeichneten Tiere hat der 
Verkäufer zu ſorgen. 

c) Die Ausfüllung des ſeitlichen Abſchnitts des Verkaufsſcheins und die Einreichung 
dieſes Abſchnitts hat ſtets zu erfolgen, wenn ein verkauftes Stück verwogen wird. 

d) Die Anſchreibungen haben in derſelben Weiſe zu erfolgen, wie unter Nr. 6 ange- 
ordnet. Die angegebenen Stückpreiſe ſind nach dem Ergebnis der Verwiegungen auf 
Lebendgewicht umzurechnen. 

8. Zum Zwecke der Nachprüfung der Notierungen nach Schlachtgewicht (Nr. 2b.) 
kann die Notierungskommiſſion von den Käufern der von ihr zu bezeichnenden Stücke ver⸗ 
langen, daß ihr bis zum nächſten Markttage das nach der Schlachtung ermittelte Schlacht- 
gewicht (Allgemeine Verfügung vom 9. Juli 1900) mitgeteilt wird, ſofern die Schlachtung 
bis dahin auf dem ſtädtiſchen Schlachthofe zu Berlin erfolgt. 

9. Jede Notierungskommiſſion tritt zu der von der Marktverwaltung beſtimmten 
Zeit zur amtlichen Feſtſtellung der Preiſe zuſammen. Die auf Grund der ſchriftlich ein— 
gereichten Angaben gemachten Anſchreibungen ſind den Kommiſſionen vorzulegen. Die 
Feſtſtellung von Preiſen ſetzt voraus, daß in der in Frage kommenden Schlachtwertklaſſe 
ausreichende Umſätze ſtattgefunden haben. Als Marktpreiſe ſind für die einzelnen Tier⸗ 
gattungen und Schlachtwertklaſſen diejenigen Preiſe feſtzuſtellen, die nach den Anſchreibun⸗ 
gen und den von den Mitgliedern der Notierungskommiſſion gemachten Beobachtungen der 
wirklichen Geſchäftslage des Verkehrs auf dem Markte entſprechen. Ergeben ſich innerhalb 
der Kommiſſion Meinungsverſchiedenheiten, ſo entſcheidet die Mehrheit der anweſenden 
Mitglieder; bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 

Dem Ermeſſen der Notierungskommiſſion bleibt es überlaſſen, ob ſie für die einzelne 
Schlachtwertklaſſe neben den Spannungspreiſen noch einen Durchſchnittspreis feſtſtellen will. 
Ausnahmepreiſe ſind als ſolche kennlich zu machen. 

Die Notierungskommiſſionen haben einen amtlichen Marktbericht aufzuſtellen. Der 
Bericht hat zu enthalten: 

1. die feſtgeſtellten Preiſe, 
2. Angaben über die Beſchickung des Marktes, 
3. eine allgemeine Charakteriſtik des Marktverlaufs. 

Der Bericht iſt ſo frühzeitig fertigzuſtellen, daß der Abdruck noch in den am Markt⸗ 
tag erſcheinenden Abendblättern erfolgen kann. 

10. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften unter Nr. 4, 5a, 6a, 7b, c, 8 werden 
mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu 4 Wochen be- 
ſtraft ($ 3 des Geſetzes). 

IIb 8025. Delbrück. 
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Anlage. 
Verkaufsſchein. 
eee ee 
Laufende Nr. Laufende Nr.: 
Käufenr, Se 
Gegenſtand des Verkaufs: F 
„ Schſen Bullen easzibe 8 . 
e u: he 
Preis: 


Preis: 
. . . Mark für 1 Ztr. Lebendgewicht 
. . . Mark für 1 Ztr. Schlachtgewicht 
... Mark (für das Stück) 


. . . Mark für 1 Zentner Lebendgewicht 
... Mark für 1 Zentner Schlachtgewicht 
. . . Mark (für das Stück) 


er 


Betr. Einführung von Notierungskommiſſionen au den größeren Schlachtviehmärkten. 
Berlin, den 9. Jult 1900. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 27. September 1893 und die Zuſatzbeſtimmung vom 
17. Juli 1897, betreffend die Notierung der Markt- und Ladenpreiſe, wie im Verfolg 
unſeres Erlaſſes vom 30. Juni 1898 beſtimmen wir hiermit: 


1. Die amtliche Ermittelung und Notierung der Preiſe für Schlachtvieh an den 
größeren Schlachtviehmärkten eines jeden Regierungsbezirks erfolgt durch Notierungs— 
kommiſſionen, mit deren Bildung hierdurch die Regierungspräſidenten, für Berlin der Ober- 
präſident, beauftragt werden. 

2. Die Bildung von Notierungskommiſſionen erfolgt zunächſt für die Schlachtvieh⸗ 
märkte in Königsberg, Danzig, Stettin, Berlin, Breslau, Magdeburg, Kiel, Hannover, 
a a. M., Dortmund, Coblenz, Düffeldorf, Eſſen, Elberfeld, Crefeld, Cöln, Aachen, 
St. Johann. 

Sobald an einem nicht ſchon genannten Orte ein Schlachtviehmarkt größeren Um⸗ 
fanges ſich bildet, hat der Regierungspräſident die Bildung einer Notierungskommiſſion 
herbeizuführen. 

3. Die Notierungskommiſſionen ſind zuſammenzuſetzen aus dem Bürgermeiſter (Ge— 
meindevorſteher) oder einem von dieſem beauftragten Vertreter aus der Mitte des 
Magiſtrats (Gemeindevorſtandes) oder der Schlachtviehmarktverwaltung als Vorſitzendem 
und aus Vertretern der Landwirtſchaft, des Viehhandels und des Fleiſchereigewerbes als 
Mitgliedern, auch kann ein Vertreter der Ortspolizeibehörde in die Kommiſſion als Mit⸗ 
glied entſendet werden, wo dies für erforderlich gehalten wird. 

4. Die Zahl der Mitglieder jeder Kommiſſion richtet ſich nach der Bedeutung und 
dem Umfange des Verkehrs an dem betreffenden Markte. Die Zahl der Vertreter der 
Landwirtſchaft kann gleich fein derjenigen der Vertreter des Handels und des Fleiſcherei— 
gewerbes zuſammengerechnet. 

Wo nach Umfang des Marktverkehrs dies geboten erſcheint, iſt die Bildung beſonderer 
Notierungskommiſſionen für die einzelnen Viehgattungen zuläſſig. 

5. Die Ermittelung der Preiſe erfolgt durch die einzelnen Mitglieder der Notie⸗ 
rungskommiſſion durch perſönliche Umfrage bei den Käufern und Verkäufern; die Feſt⸗ 
ſtellung der Preiſe erfolgt möglichſt kurz vor dem Schluß des Marktes auf Grund ſämt⸗ 
licher von den Mitgliedern der Kommiſſion geſammelten Nachrichten und der von ihnen 
gemachten Beobachtungen über den Handel im allgemeinen durch Vereinbarung innerhalb 
der Kommiſſion ſelbſt. Zu dem Zwecke tritt die Kommiſſion vor Schluß des Marktes unter 
Ausſchluß anderer Marktintereſſenten zuſammen. In Zweifelfällen gibt die Anſicht des 
Vorſitzenden den Ausſchlag. 
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6. Die Notierung richtet ſich nach der Art, wie der Handel ſich vollzieht. Sie 
erfolgt nach „Schlachtgewicht“, wo nach Schlachtgewicht gehandelt wird und nach „Lebend⸗ 
gewicht“, wo und ſoweit dieſe Form des Handels gebräuchlich iſt. Sind beide Formen 
des Handels an demſelben Markte nebeneinander in Gebrauch, ſo hat die Notierung für 
beide getrennt zu erfolgen. 


7. Dem Begriff „Schlachtgewicht“ find die aus der Anlage I erſichtlichen Normen zu 


Grunde zu legen. 

8. Für die Notierung iſt die in Anlage II mitgeteilte Klaſſeneinteilung der an den 
Märkten angetriebenen Tiere als Grundlage zu nehmen. Wo an einzelnen Märkten 
beſondere Bedürfniſſe dies bedingen, können ausnahmsweiſe Einſchränkungen oder Er⸗ 
weiterungen dieſer Gruppierung vorgenommen werden, wenn die Notierungskommiſſion 
dieſe in Vorſchlag bringt. 

9. Bei der Notierung ſind die höchſten und niedrigſten Preiſe für jede Gattung des 
gehandelten Viehs anzugeben. Ausnahmspreiſe dürfen nur notiert werden, wenn ſte als 
ſolche in den Preismitteilungen zweifelsfrei kenntlich gemacht werden. 

10. Die Preisangaben haben ſich auf 50 kg Schlachtgewicht (oder Lebendgewicht) 
zu beziehen. 

11. In den Notierungsberichten iſt für jeden Markttag, für welchen Schlachtvieh⸗ 
preiſe ermittelt werden, die Zahl der zum Verkauf aufgetriebenen Rinder, Kälber, Schafe 
und Schweine, jede Gattung für ſich, ſowie eine allgemeine Angabe über Verlauf und 
Tendenz des Marktes mitzuteilen. 

12. Andere als die amtlich ermittelten Preiſe dürfen von den Marktverwaltungen 
nicht veröffentlicht werden. 


Der Miniſter Der Minifter Der Miniſter des Innern. 
für a für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 

u a In Vertretung. gez. v. Biſchoffshauſen. 
gez. v. Hammerſtein. gez. Lohmann. 


IAa 3525 II. Ang. M. f. L. — B 4922 II. Ang. M. f. H. u. G. — IIb 2475 Lang. M. d. J. 


An die Herren Regierungspräſidenten und an den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Anlage J. 


Beſtimmungen über das Schlachten und die Ermittelung des Schlachtgewichts 
bei den einzelnen Schlachttiergattungen. 


Vor der Gewichtsermittelung ſind bei dem Ausſchlachten vom Tiere zu trennen: 


I. bei den Rindern: 

a) die Haut, jedoch ſo, daß kein Fleiſch oder Fett an ihr verbleibt; der Schwanz 
iſt auszuſchlachten, das ſogenannte Schwanzfett darf nicht entfernt werden; 

b) der Kopf zwiſchen dem Hinterhauptsbeine und dem erſten Halswirbel (im 
Genick) ſenkrecht zur Wirbelſäule; 

e) die Füße im erſten (unteren) Gelenke der Fußwurzeln über dem ſogenannten 
Schienbeine; 

d) die Organe der Bruft-, Bauch- und Beckenhöhle mit den anhaftenden Fett⸗ 
polſtern (Herz- und Mittelfett), jedoch mit Ausnahme der Fleiſch⸗ und Talg- 
nieren, welche mitzuwiegen find; 

e) die an der Wirbelſäule und in dem vorderen Teile der Bruſthöhle gelegenen 
Blutgefäße mit den anhaftenden Geweben ſowie der Luftröhre und des ſehnigen 
Teiles des Zwerchfelles; 

f) das Rückenmark; 

2) der Penis (Ziemer) und die Hoden, jedoch ohne das ſogenannte Sackfett bei 
den männlichen Rindern; das Euter und Voreuter bei Kühen und über die 
Hälfte tragenden Kalben. 


Anlage 
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II. bei den Kälbern: 


a) das Fell nebſt den Füßen im unteren Gelenk der Fußwurzel; 

b) der Kopf zwiſchen dem Hinterhauptsbein und erſten Halswirbel (im Genick); 

e) die Eingeweide der Bruft-, Bauch- und Beckenhöhle mit Ausnahme der Nieren; 
d) der Nabel und bei männlichen Kälbern die äußeren Geſchlechtsorgane; 


III. bei dem Schafvieh: 

a) das Fell nebſt den Füßen im unteren Gelenke der Fußwurzel; 

b) der Kopf zwiſchen dem Hinterhauptsbein und dem erſten Halswirbel; 

0) die Eingeweide der Bruſt-, Bauch- und Beckenhöhle mit Ausnahme der Nieren ; 

d) bei Widdern und Hammeln die äußeren Geſchlechtsteile, bei Mutterſchafen die 
Euter; 

IV. bei den Schweinen: 

a) die Eingeweide der Bruſt⸗, Bauch und Beckenhöhle nebſt Zunge, Luftröhre und 
Schlund, jedoch mit Ausnahme der Nieren und des Schmeeres — Flohmen, 
Lieſen —; 

b) bei männlichen Schweinen die äußeren Geſchlechtsteile. 

Die Gewichtsermittelung hat bei den Rindern in ganzen, halben oder viertel, bei 
Kälbern und dem Schafvieh in ganzen und bei Schweinen in ganzen oder halben Tieren 
zu erfolgen. By J 

Erfolgt die Feſtſtellung des Schlachtgewichts bei den Rindern innerhalb 12 und bei 
den anderen Schlachttieren innerhalb 3 Stunden nach dem Schlachten, ſo iſt von jedem 
angefangenen Zentner — 50 kg — 1 Pfund — ½ kg — als ſogenanntes Warmgewicht in 
Abzug zu bringen. a 

Für jede Schlachtgewichtswägung iſt auf Verlangen ein Wageſchein auszuſtellen, auf 
welchem die Bezeichnung „Schlachtgewicht“ angegeben ſein muß. 


4. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Kehrbezirke für Schornſteinfeger. 
Berlin W. 66, den 24. Auguſt 1909. 

Die in dem Berichte vom 6. v. M. vorgetragene Auffaſſung, daß der Polizeiverwaltung 
in L. für die Beſetzung von 5 Bezirksſchornſteinfegerſtellen nicht 15, alſo für jede freie 
Stelle je 3, ſondern nur 7 Schornſteinfegermeiſter vorzuſchlagen ſind, die nach dem Inhalte 
der Bewerberliſte am früheſten die Berechtigung zur Führung des Meiſtertitels erworben 
haben, iſt zutreffend. 

Da in dem von Ihnen erlaſſenen Regulativ Ausnahmen für das Verfahren bei Be⸗ 
ſetzung der Bezirksſchornſteinfegerſtellen nicht vorgeſehen find und nach unſerem Erlaſſe vom 
5. Februar 1907 auch nicht zuläſſig ſind, ſo kann eine Bevorzugung des Schornſteinfegers N., 
dem Sie vor Erlaß des Regulativs eine Stelle in L. in Ausſicht geſtellt haben, nicht 
ſtattfinden. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. Im Auſtrage. 
Holtz. Dr. Hoffmann. 


Ile 2377 M. d. J. — III 5879 M. f. H. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in L. 


5. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Lieferungsvorſchriften für Gußeiſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 14. Auguſt 1909. 
Der deutſche Verband für die Materialprüfungen der Technik hat im Einvernehmen 
mit dem Vereine deutſcher Eiſengießereien und dem Gußröhrenſyndikate nachſtehende Vor 
ſchriften für die Lieferung von Gußeiſen aufgeſtellt: 


363 


„Vorſchriſten für die Lieferung von Gußeiſen. 


Dieſe Vorſchriften gelten für nachſtehend bezeichnete, aus Gußeiſen dargeſtellte 
Gußwaren: 

A. Maſchinenguß, 

B. Bau⸗ und Säulenguß, 

C. Röhrenguß. 


Die Abnahme anderweitiger Gußwaren bleibt beſonderer Vereinbarung überlaſſen. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 
Umfang der Prüfungen. 

Die Prüfung der Gußwaren erſtreckt ſich: 

a) auf die Form und die Abmeſſungen der Gußſtücke; 
b) auf die Eigenſchaften des Materials der Gußſtücke. 

Als maßgebend werden die Biegefeſtigkeit und die Durchbiegung des verwendeten 
Gußeiſens ſowie der Widerſtand gegen inneren Druck angeſehen. 

Zur Beſtimmung der Biegefeſtigkeit und der Durchbiegung ſind mit beſonderer Sorgfalt 
herzuſtellende Probeſtäbe zu verwenden. Sollen die Probeſtäbe an das Gußſtück angegoſſen 
werden, ſo ſind beſondere Vereinbarungen zu treffen. 

Die Probeſtäbe ſollen bei kreisrundem Querſchnitte 30 mm Dmr., 600 mm Meß 
länge und 650 mm Gußlänge haben. 

Die Probeſtäbe ſind in getrockneten, möglichſt ungeteilten Formen ſtehend bei 
ſteigendem Guß und bei mittlerer Gießtemperatur des Gußeiſens aus demſelben Abſtiche, 
welcher zur Anfertigung der Gußſtücke Verwendung fand, darzuſtellen und bis zur Er- 
kaltung in den Formen zu belaſſen. Müſſen die Probeſtäbe aus irgend einem Grunde in 
geteilten Formen zum Abguß kommen, ſo iſt der Probeſtab bei der Prüfung derart auf 
die Probiermaſchine zu legen, daß der Druck ſenkrecht zur Ebene der Gußnaht erfolgt. 

Die Probeſtäbe werden in unbearbeitetem Zuſtand, alſo mit Gußhaut, der Probe 
unterworfen. 

Die Biegefeſtigkeit und die Durchbiegung bis zum Bruche iſt bei allmählich zu⸗ 
nehmender Belaſtung in der Mitte der Probeſtäbe an 3 Stäben feſtzuſtellen. Mit Guß⸗ 
fehlern behaftete Probeſtäbe bleiben bei dieſer Feſtſtellung außer Betracht. Als maß⸗ 
gebende Ziffer gilt das Mittel der Ergebniſſe fehlerfreier Probeſtäbe. 


2. Beſondere Vorſchriften. 


A. Mlaſchinenguß. 

Die Gußſtücke ſollen nach Form und Abmeſſungen der Aufgabe entſprechen; der Guß 
ſoll glatt und ſauber, frei von Höhlungen und Sprüngen fein. Das Eiſen ſoll ſich mittels 
Feile und Meißel bearbeiten laſſen. — Alles dieſes inſoweit es die Verwendungsart des 
Gußſtücks bedingt. 

1. Maſchinenguß, gewöhnlicher. 

Es ſoll betragen: N 

die Biegefeſtigkeit des Probeſtabs (30 mm Dmr. x 600 mm) — 28 kg auf 1 qmm 
bei einer Bruchbelaſtung von ca. 495 kg; 

die Durchbiegung nicht unter 7 mm. 


2. Maſchinenguß von hoher Feſtigkeit. 
Es ſoll betragen: 


die Biegefeſtigkeit des Probeſtabs (30 mm Dmr. x 600 mm) — 34 kg auf 1 qmm 
bei einer Bruchbelaſtung von ca. 600 kg; 
die Durchbiegung nicht unter 10 mm. 
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B. Bau- und Fäulenguß. 


Die Gußſtücke müſſen, wenn nicht Hartguß oder andere Gußeiſenſorten ausdrücklich 
vorgeſchrieben ſind, aus grauem, weichen Eiſen ſauber und fehlerfrei gegoſſen und einer 
langſamen, den Formverhältniſſen entſprechenden Abkühlung zur möglichſten Vermeidung 
von Spannungen unterworfen ſein. 

Das Gußeiſen ſoll zähe und jo weich ſein, daß es mittels Meißel und Feile zu be- 


arbeiten iſt. 
Feſtigkeit des Gußeiſens. 

Es ſoll betragen: 

die Biegefeſtigkeit des Probeſtabs (30 mm Dmr. x 600 mm) — 26 kg auf 1 amm 
bei einer Bruchbelaſtung von ca. 460 kg; 

die Durchbiegung nicht unter 6 mm. 

Der Unterſchied der Wanddicken eines Querſchnitts, der überall mindeſtens den vor⸗ 
geſchriebenen Flächeninhalt haben muß, darf bei Säulen bis zu 400 mm mittleren Durch⸗ 
meſſers und 4 m Länge die Größe von 5 mm nicht überſchreiten. Bei Säulen von größerer 
Länge wird der zuläſſige Unterſchied für je 100 mm mehr Durchmeſſer und für je 1 m 
Mehrlänge um ½ mm erhöht. 

Die Einhaltung der vorgeſchriebenen Wandſtärke iſt durch Anbohren an geeigneten 
Stellen, jedesmal an zwei einander gegenüberliegenden Punkten, bei liegend gegoſſenen 
Säulen in der dem etwaigen Durchſacken der Kerne entſprechenden Richtung nachzuweiſen. 

Sollen Säulen aufrecht gegoſſen werden, ſo iſt das beſonders anzugeben. 


C. Möhrenguß. 
§ 1. Art der Röhren. 
Dieſe Lieferungsvorſchriften ſollen Geltung haben für: 
a) Muffenröhren zu Gas- und Waſſerleitungen, 
b) Flanſchenröhren zu Gas-, Waſſer⸗ und Dampfleitungen, 
c) die zu dieſen Röhren gehörigen Formſtücke. 
Die Röhren ſollen gerade und im inneren und äußeren Durchmeſſer kreisrund ſein. 
Für die Formen und Abmeſſungen der gußeiſernen Muffen⸗ und Flanſchenröhren für 
Gas- und Waſſerleitungen ſowie der Formſtücke iſt die Normaltabelle des Vereins deutſcher 
Gas⸗ und Waſſerfachmänner und des Vereins deutſcher Ingenieure maßgebend, ſofern nicht 
Sondervorſchriften erlaſſen werden. 


§ 2. Abweichungen vom Durchmeſſer der Röhren. 


Die äußeren Abmeſſungen ſämtlicher Röhren ſowie die inneren Abmeſſungen der 
Muffen ſind unabänderlich. Die Wandſtärke des glatten Schaftes kann innerhalb gewiſſer 
Grenzen größer oder kleiner ſein auf Koſten der Lichtweite. Falls durch eine Verſtärkung 
des Schaftes auch eine Verſtärkung der Muffe bedingt wird, ſo geht dies auf Koſten der 
äußeren Muffenform; die dafür entſtehenden Modellkoſten ſind vom Beſteller zu tragen. 


§ 3. Abweichungen in der Wandſtärke. 


N von den in den Normaltabellen vorgeſchriebenen Wandſtärken ſind 
zuläſſig: 


bei geraden Röhren von 25— 100 mm l. W. 15% 
. : . 100 —225 = = Teen > 
E z . = 250—475 = - „„ 
. - - 500 mm und darüber Ss gr: 


Für normale Formſtücke iſt die doppelte Abweichung zuläſſig wie für gerade Röhren. 
Für Leitungen, deren Material zerſtörenden Einflüſſen ausgeſetzt iſt, iſt die Wandſtärke 
gegenüber der normalen entſprechend zu erhöhen. 


§ 4. Abweichungen in der Länge. 

In den Baulängen find Abweichungen bis zu * 20 mm geſtattet. Kürzere Röhren 
dürfen bis zu 5% der Geſamtmenge mitgeliefert werden. Die Minderlänge darf bis zu 
Im weniger betragen wie die Normallänge der Tabelle des Vereins deutſcher Ingenieure 
und Waſſerfachmänner vom Jahre 1882. 
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§ 5. Gewichtsabweichungen. 

Bei der Berechnung der Rohrgewichte nach den Normalabmeſſungen iſt das ſpezifiſche 
Gewicht des Gußeiſens mit 7,25 angenommen. Das auf dieſe Weiſe berechnete und um 
15 % für normale Formſtücke und um 20 % für normale Krümmer erhöhte Gewicht iſt 
das normale Gewicht. 

Bei geraden Röhren darf die Abweichung von dem Normalgewicht 


beiragen as re. 5 0% 
fieiere n 10 
bei Doppelabzweigen und ſchwierigen Formſtücken . . * 15 


Ausgenommen hiervon ſind Abzweigſtücke von mehr als 400 mm Dmr., die größere 
Wandſtärke und unter Umſtänden Verſtärkungen durch Rippen erhalten. Dieſe Verſtärkungen 
ſind in den Gewichtsverzeichniſſen nicht berückſichtigt, ſie ſind vom Beſteller nach be⸗ 
ſonderer Vereinbarung zu zahlen. 


86. Bezeichnung. 
Auf der Außenwand der Röhren und Formſtücke ſollen die Fabrikmarke und der innere 
Durchmeſſer aufgenommen ſein. 


§ 7. Material. 

Das zu den gußeiſernen Röhren und Formſtücken verwendete Gußeiſen ſoll im Bruche 
dicht, von grauer Farbe und ſo weich ſein, daß es ſich mittels Meißel und Feile 
bearbeiten läßt. 

§ 8. Feſtigkeit des Gußeiſens. 

Das zu prüfende Gußeiſen wird an einem Probeſtabe von 30 mm Dir. und 600 mm 

Länge der Unterſuchung unterworfen. 


Es ſollen nachſtehende Mindeſtwerte erreicht werden: 


Biege⸗ 


. zakeit auf Durch⸗ 
Bei e biegung 
— . ñjßꝛ ðꝗ—pñ EEG 
a) Gas⸗ und Waſſerleitungsröhren . a 26 kg 6 mm 


b) Dampfleitungsröhren bis 7 Atm. Druck und Temperaturen 
De , a 
c) Dampfleitungsröhren über 7 Atm. Druck und Temperaturen 
e 160020 eee, a mu 


8 9. Fabrikation. 


Die geraden Röhren normaler Baulänge ſollen ſtehend in gut getrockneten Formen 
gegoſſen werden. Kleine Dimenſionen bis zu 40 mm können auch ſchräg gegoſſen werden. 


8 10. Qualität der Gußſtücke. 


Die Röhren und Formſtücke ſollen fehlerfrei, glatt an den Seitenflächen, ohne 
Schalen und Riſſe ſein. Röhren und Formſtücke mit kleineren Mängeln, welche durch die 
Natur des Gießverfahrens unvermeidlich ſind und die Brauchbarkeit des betreffenden Guß⸗ 
ſtücks in keiner Weiſe in Frage ſtellen, dürfen nicht zurückgewieſen werden. 

Gußſtücke mit Fehlern, welche die Feſtigkeit des Rohres nachteilig beeinfluſſen, ſind 
von der Lieferung auszuſchließen. 


§ 11. Reinigung und Bearbeitung. 


Die Oberfläche des Gußſtücks muß in⸗ und auswendig von Formſand und allen 
Unebenheiten gereinigt ſein. Die beiden Enden müſſen (J) rechtwinklich zur Achſe ſtehen. 
Flanſchröhren werden nur mit Dichtungsleiſten und, wenn nicht anders beſtimmt, auch mit 
gebohrten Flanſchlöchern geliefert. Wenn letztere nicht gebohrt werden follen, jo iſt dies 
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bei der Beſtellung beſonders anzugeben. Als Regel gilt, daß in der ſenkrechten Ebene 
durch die Achſe des Rohres ſich keine Schraubenlöcher befinden ſollen. Hierbei iſt Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Leitung und die Abzweige horizontal verlegt werden. 


§ 12. Probieren der Röhren. 

Der Betriebsdruck iſt für die Probepreſſung in erſter Linie maßgebend und muß 
der Probedruck den Betriebsdruck um 10 Atm. überſteigen. Deutſche Normalröhren ſind auf 
20 Atm. Waſſerdruck zu probieren. Während der Druckprobe, die ½ bis 1 Minute nicht 
überſteigen ſoll, werden die Röhren mit einem ſchmiedeeiſernen Hammer mit abgerundeten 
Bahnen von 1 kg Gewicht und normaler Stiellänge mit mäßiger Kraft abgehämmert. Die 
Druckprobe erfolgt gleich nach der Fabrikation. 


8 13. Aſphaltierung. 
Die Röhren und Formſtücke werden gleich nach der Druckprobe aſphaltiert. Vor dem 
Aſphaltieren werden dieſelben auf eine Temperatur von ca. 150° C. erwärmt. 
Die Aſphaltmaſſe darf keine waſſerlöslichen Subſtanzen enthalten und muß frei von 
allen Beſtandteilen ſein, die dem Waſſer irgend welchen Geſchmack geben könnten. 
Die Aſphaltmaſſe muß nach dem Aſphaltieren trocken ſein, muß auf dem Rohre gut 
haften und darf weder abblättern noch kleben. 


8 14. Gewichtsfeſtſtellung. 


Das der Verrechnung zugrunde zu legende Gewicht der Röhren und Formſtücke ver⸗ 
ſteht ſich für den fertig geteerten Zuſtand. 


§ 15. Abnahme. 


Sofern die Röhren und Formſtücke nicht dem Lager entnommen werden, ſteht es dem 
Beſteller oder dem von ihm Beauftragten frei, der Prüfung auf dem Werke beizuwohnen. 

Wenn der Beſteller eine zweite Druckprobe nach Ankunft der Röhren am Beſtim⸗ 
mungsorte wünſcht, ſo gehen die Koſten dieſer zweiten Probe auf ſeine Rechnung. Dieſe 
Probe muß mit einwandfreien Apparaten ausgeführt werden und ſteht es dem Lieferanten 
frei, auf ſeine Koſten dieſer Probe beizuwohnen. Für Bruch reſp. Ausſchußſtücke, die ſich 
bei dieſer zweiten Probe ergeben, iſt der Fabrikant nur dann zum Erſatze verpflichtet, 
wenn nachweislich Guß oder Materialfehler vorliegen. In dieſem Falle hat der Lieferant 
Erſatzſtücke frei Ankunftsſtation zu liefern gegen Rückſendung der ausgeſchoſſenen Stücke.“ 


Über die an das Material von Dampfleitungsröhren zu ſtellenden Anforderungen 
(vergl. Tabelle zu § 8) iſt eine Verſtändigung bisher nicht zuſtande gekommen. Der Verein 
deutſcher Eiſenhüttenleute und das Gußröhrenſyndikat haben ſich jedoch bereit erklärt, für die 

unter b) genannten Röhren eine Biegefeſtigkeit von 26 kg/ amm bei 6 mm Durch- 

biegung, für die 

unter e) genannten Röhren eine ſolche von 34 kg/amm bei 10 mm Durchbiegung 
zu gewährleiſten. Gegen erſtere Zahlen iſt eingewendet worden, daß ſie kein beſſeres 
Material vorausſetzen, als nach den mitgeteilten Vorſchriften zu Säulenguß verwendet 
werden muß. Dagegen iſt zu berückſichtigen, daß bislang in Preußen gar keine Be⸗ 
ſtimmungen in Anwendung waren, die ſich auf die Güte von Gußeiſenwaren bezogen, und 
daß die Feſtlegung vorſtehender, auf Grund der Erfahrungen vielleicht ſpäter zu ſteigernden 
Anforderungen immerhin einen Fortſchritt bedeutet, der die Gießereien veranlaſſen wird, 
ſich der Prüfung und Verbeſſerung ihrer Waren zuzuwenden. Dazu kommt, daß bisher 
bei Dampfleitungen mit niedrigem Drucke und entſprechender Temperatur erhebliche Unfälle 
nicht vorgekommen find, und daß nicht zu beſorgen iſt, daß für ſolche Leitungen nunmehr 
etwa ſchlechteres Material verwendet werden wird, wenn eine Fabrik auf Grund von 
Biegungsverſuchen feſtſtellt, daß ihr Material auch höheren Anſprüchen genügt. Da zudem 
die Befürchtung nicht von der Hand zu weiſen iſt, daß durch zu weit gehende Beſtimmungen 
im Beginne der Bildung von Materialvorſchriften für Gußeiſen die kleineren Gießereien von 
den Lieferungen zurückgedrängt werden, was namentlich für eilig anzufertigende Erſatz und 
Ergänzungsteile von empfindlichem Nachteile für die Gewerbetreibenden ſein kann, ſo trage 
ich kein Bedenken, mich vorderhand mit den Vorſchlägen des Vereins deutſcher Eiſen⸗ 
gießereien einverſtanden zu erklären. 


er 

Die Gewerbeaufſichts⸗ und Bergrevierbeamten wollen daher in der Folge die vor: 
ſtehend mitgeteilten Vorſchriften zur Richtſchnur nehmen und, falls ſie Anlaß haben, im 
Intereſſe des Arbeiterſchutzes Anforderungen an gußeiſerne Bauteile zu ſtellen, auf dieſe 
Vorſchriften Bezug nehmen. Auch die Dampfkeſſelüberwachungsvereine erſuche ich, ſoweit 
ſie bei der Anlegung von Dampfleitungen zu Rate gezogen werden, die Unternehmer zu 
veranlaſſen, ihre Rohre tunlichſt in Übereinſtimmung mit den mitgeteilten Vorſchriften zu 
beſtellen. 

Im Auftrage. 

III 6213. I 6762. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die 
Königlichen Oberbergämter und den Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelüber⸗ 
wachungsvereine in Frankfurt a/ O. 


— — — . — — 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 


Betr. Teilnahme von Vertretern der Krankeukaſſen an Verſammlungen eines Verbandes von 
Krankenkaſſen. 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, III. Senats, vom 5. April 1909. 

Der Magiſtrat hat durch die am 19. März 1908 an die Kaſſe gerichtete Verfügung 
den Vorſtandsmitgliedern unterſagt, in Zukunft Reiſekoſten und Tagegelder für den Beſuch 
der Verſammlungen des Verbandes von Ortskrankenkaſſen im Bezirke der Landesverſicherungs— 
anſtalt N. aus Kaſſenmitteln zu entnehmen, desgleichen Kaſſenmittel zum Ankaufe von Pro- 
tokollen über die Generalverſammlungen dieſes Verbandes zu verwenden. 

Auf die Klage der Kaſſe hat der Vorderrichter die Verfügung aufgehoben. Die 
Reviſion des Magiſtrats iſt nicht begründet. 

Wie in dem den Parteien bekannten diesſeitigen Urteil vom 13. April 19055) näher 
dargelegt worden iſt, gehören zu den Verwaltungskoſten im Sinne des $ 29 des Kranken 
verſicherungsgeſetzes diejenigen Aufwendungen, deren es bedarf, um den Kaſſen durch ihre 
Organe die Erhebung der Beiträge und die Erfüllung ihrer Unterſtützungspflicht zu er⸗ 
möglichen. Innerhalb dieſer Begrenzung haben ſie die Verwaltung nach verſtändigem Er— 
meſſen zu führen. Insbeſondere iſt ihnen auch die Aufwendung von Kaſſenmitteln zu dem 
Zwecke nicht grundſätzlich verſagt, ihren Organen durch Beſchaffung von Zeitſchriften oder 
Aufwendung von Reiſekoſten die Aufklärung über die geſetzlichen Aufgaben der Kaſſen und 
über ihre eigene Aufgabe gegenüber der Kaſſe und deren Mitgliedern zu ermöglichen 
(ſ. hierfür auch die bei Warneyer Jahrbuch 1909 C Seite 63 angezogenen Entſcheidungen 
des Kammergerichts und des Sächſiſchen Oberverwaltungsgerichts). 

Bei dieſer Rechtslage kann das für die Zukunft hinſichtlich der Beteiligung an den 
Sitzungen eines beſtimmten Vereins ergangene Verbot der Aufſichtsbehörde nur dann für 
geſetzmäßig erachtet werden, wenn die Aufſichtsbehörde zu dieſer Zeit berechtigten Anlaß 
zu der Annahme hatte, daß in den Sitzungen des Vereins Angelegenheiten nicht zur Be⸗ 
ratung gelangen werden, die mit den geſetzlichen Aufgaben der Kaſſen und ihrer Organe 
in Beziehung ſtehen. Andernfalls hat ſich die Aufſichtsbehörde auf die Prüfung zu be⸗ 
ſchränken, ob die von den Abgeſandten der Kaſſen wahrgenommenen Sitzungen von Ver⸗ 
einen der Beratung derartiger Angelegenheiten nicht haben dienen ſollen und auch nicht 
gedient haben. Wenn es zutrifft, darf ſie den Kaſſen die Wiedereinziehung der zu Unrecht 
aufgewandten Reiſekoſten aufgeben. Auch das Verbot der Beſchaffung der Protokolle über 
die abgehaltenen Sitzungen kann im voraus nur unter der gleichen Vorausſetzung ergehen. 

Vorliegend iſt von dem Magiſtrat nicht nur nichts dafür beigebracht, daß er Anlaß 
zu der Annahme hatte, die Sitzungen des Kaſſenverbandes würden außer jeder Beziehung 
zu den geſetzlichen Aufgaben der Kaſſen ſtehen, ſondern das Gegenteil iſt nach der Feſt 
ſtellung des Vorderrichters für die bisher abgehaltenen Sitzungen erwieſen. Damit recht⸗ 
fertigt ſich die getroffene Entſcheidung. 


*) H. M. Bl. 1905 S. 155. 
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